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PROJEKT EUROPA

1. Europa und die Globalisierung

Das Desinteresse, ja die Ablehnung, die die EU erfährt, hat ihren Grund nur scheinbar in der Brüsseler Bürokratie, denn die ist nicht größer als die einer deutschen Großstadt. Ein erster wesentlicher Grund ist vielmehr, dass die EU keine Nation ist, mit der man sich von der Tradition her leicht identifizieren kann, und auch kein „Schmelztiegel der Nationen“ wie die USA, sondern ein freier Zusammenschluss von Nationalstaaten. Also bleibt einem das Hemd der eigenen Nation eben näher als der Rock Europa. Ein zweiter wesentlicher Grund ist die allgemeine Politikverdrossenheit, die heute herrscht und die mit der Individualisierung und mit der Übermacht der globalen Ökonomie zusammenhängt. Danach ist sowieso jeder nur noch sich selbst der Nächste und wird die Welt ohnehin nur durchs Geld zusammengehalten. Das Bemerkenswerte an diesen beiden Gründen ist nun, dass sie offenbar im Widerspruch zueinander stehen, ja in ein  Dilemma hineinführen. Denn wer sich vorrangig oder ausschließlich an der Nation orientiert, der orientiert sich an einer Größe, die dem Ansturm der ökonomischen Globalisierung im Grunde nicht mehr gewachsen ist. Er stellt sich also auf einen verlorenen Posten. Und weil er das merkt, so fällt er womöglich ins andere Extrem und nimmt nun die Globalisierung als Schicksal hin – obwohl sie gar keines ist, sonder politisch herbeigeführt und daher auch politisch gestaltbar ist! In jedem Fall verpasst er die Pointe der Europäischen Union, die genau darin besteht, die europäischen Nationen angesichts der Globalisierung wieder handlungsfähig zu machen. Denn wenn die blinde Macht der globalen Ökonomie gebändigt werden soll, so kann das eben nicht mehr nationalstaatlich geschehen, sondern nur durch übernationalen Zusammenschluss. Es besteht ein Bedarf nach Einhegung der globalen Ökonomie, und wenn wir dabei Fortschritte machen und Europa dabei der Vorreiter ist, so wird das Interesse an der Politik auch wieder wachsen. 
Das setzt freilich voraus, dass Europa seine Hausaufgaben macht, d.h. die eigene politische Union endlich voranbringt. Denn wer soll einer politischen Ordnung eigentlich vertrauen, die den eigenen demokratischen Prinzipien nicht genügt? Gewiss ist Demokratie bisher nur innerhalb von Nationalstaaten praktiziert worden, aber es ist ein faszinierendes Experiment, sie in diesem übernationalen Rahmen aufzubauen.

2. Wirtschaft und Gesellschaft: Anknüpfungspunkte

Eine weitere Ursache für das geringe Interesse an der EU ist zweifellos: Sie lässt wenig von dem Ziel der politischen Regulierung des Weltmarktes merken, sondern passt sich eher seinen Zwängen an und leitet sie gewissermaßen an die Bürger weiter. Das hängt einmal damit zusammen, dass der europäische Zusammenschluss im wirtschaftlichen Bereich begonnen hat und hier eine solche Dynamik entfaltet hat, dass die anderen Lebensbereiche dahinter zurückgeblieben sind; zum anderen damit, dass seit den 80er Jahren die USA mit ihrer neoliberalen Ideologie eine große Rolle gespielt und über den Weltfinanzmarkt massiven Druck ausgeübt haben. Dabei zeigt gerade ihnen gegenüber Europa seine unverwechselbare Besonderheit! Denn trotz allen Ökonomismus hat der Kontinent eine eigene Form des Zusammenlebens herausgebildet, die seine BürgerInnen angesichts der ideologischen Übermacht Amerikas verteidigen sollten. Sie ist als Rheinischer  - im Unterschied zum angelsächsischen  Kapitalismus (M. Albert) beschrieben worden. So antwortete der Generalsekretär des Europäischen Gewerkschaftsbundes Emilo Gabaglio auf die Frage nach der Gefährdung durch eine vom amerikanischen Modell geprägte Globalisierung: „Es gibt einen Wechsel des Dekors, der verlangt, dass sich die Union anpasst und reformiert. Aber unsere Stärke liegt darin, dass wir bis jetzt ein Gleichgewicht zwischen dem Ökonomischen und Sozialen gefunden haben. Hier sind wir im Herzen der europäischen Identität. Wenn Europa eine Chance haben will, eine Rolle in der globalisierten Ökonomie zu spielen, dann liegt sie darin, ihr jenen sozialen Inhalt zu bringen, der ihr heute auf so schwerwiegende Weise fehlt, Wenn das nicht der Fall ist, wird die Globalisierung scheitern.“ Zur Erinnerung:
1. Die europäischen Länder haben zwar unterschiedliche, aber durchweg umfassende soziale Sicherheitsnetze, wie sie Amerika nicht (oder nur ansatzweise) kennt. Der Sozialstaat ist in Europa ein konstitutiver Bestandteil der Demokratie geworden. 

2. Arme oder Benachteiligte werden in Europa eher als Opfer, in den USA eher als selbst Schuldige eingeschätzt; entsprechend gilt Reichtum bei uns eher als Glück, dort eher als Verdienst. Daher sind die Unterschiede in Bezug auf Einkommen und Vermögen in Europa weit geringer als in den USA.

3. Ein Unternehmen ist nach europäischer Tradition (die allerdings stark bröckelt) ein Team, nicht bloß das Eigentum der Aktionäre wie in den USA. Der Unternehmer trägt auch soziale Verantwortung, er räumt (in Deutschland z.B.) den Arbeitnehmern Mitbestimmungsrechte ein. Er strebt nach dauerhaften Gewinn und will nicht bloß das „schnelle Geld machen“.

4. In Europa wird mehr produziert und gespart als verbraucht, in den USA ist es genau umgekehrt. Daher das ständige hohe Handelsbilanzdefizit und die gewaltige Auslandsverschuldung der USA. Das sollte man beachten, wenn man die höheren Wachstumsraten Amerikas bewundert. Es ist zu einem großen Teil Wachstum auf Pump!
5. In Europa ist der öffentliche Sektor des Zusammenlebens nicht nur stärker gegenüber dem privaten als in den USA, er ist meist auch gesünder als dort: Infrastruktur, Bildung und Ausbildung, öffentlich-rechtliche Medien, öffentliche Kulturförderung. Das sollte man nicht vergessen, wenn man in der Privatisierung sein Heil sucht. 
Das sind die Strukturen, an die angeknüpft werden kann und die verteidigt werden müssen. Darüber hinaus gibt es aber auch einen angestauten Veränderungsbedarf.
3. Wirtschaft und Gesellschaft: Forderungen

1. Dem Rückzug der Unternehmen von der Steuerpflicht und den Abwanderungsdrohungen muss die Politik begegnen, indem sie endlich eine Steuerharmonisierung in der EU durchsetzt.  Dann könnten jedenfalls im europäischen Rahmen die Unternehmen nicht mehr einen Staat gegen den anderen ausspielen. Die zwanzigjährigen Bemühungen in diese Richtung sind bisher wenig erfolgreich gewesen. Zwar hat man sich auf einen Verhaltenskodex zur Unternehmensbesteuerung geeinigt, und 2005 ist die lange verhandelte Richtlinie zur Besteuerung von Zinseinkünften in Kraft getreten. Aber weitergehende Regelungen sind nicht nur am Widerstand einzelner Länder gescheitert, die stark finanzwirtschaftlich geprägt sind (England, Luxemburg); auch nicht nur an den Interessen der neuen MOE-Länder, die mit Niedrigsteuern Investoren anlocken wollen (besonders die baltischen Staaten und die Slowakei). Sie scheitern am bisherigen Charakter der EU überhaupt, die nach wie vor zuerst eine Wirtschaftsgemeinschaft ist, keine wirkliche politische Union. 
2. Gegen die herrschende Sparpolitik setzen wir uns dafür ein, dass die Maastrichter und Amsterdamer Regelungen i. b. auf Staatsverschuldung und Haushaltsdefizit, die ohnehin schon ins Wanken geraten sind, endgültig umgestoßen werden. Entsprechende Vorschläge sind z.B. von Lafontaine schon 1998 gemacht worden: Einmal sollten die Defizitkriterien um eine konjunkturelle Komponente ergänzt werden, die in der Rezession eine höhere Verschuldung zulässt, im Aufschwung dann aber die Schuldentilgung fest vorschreibt (Lafontaine/Müller 1998: 297). Zum anderen darf der ergänzende Beschäftigungspakt  in seinen Forderungen nicht derart unverbindlich bleiben, wie es bisher der Fall ist. 
3.  Aber selbst wenn diese Kurskorrektur gelänge, bliebe immer noch die Europäische Zentralbank, die bekanntlich unabhängig von allen beteiligten Regierungen ist und mit einer restriktiven Geldpolitik jegliche Bemühung um mehr Wachstum und Beschäftigung behindern und sogar zunichte machen kann. Wenn eine Regierung sich also dafür stark macht, dass die EZB die Zinsen niedrig hält, so wird es ihr nicht anders als Lafontaine ergehen, der das ja 1999 gefordert hatte und bei Duisenberg auf taube Ohren gestoßen war. Man muss  demnach weitergehen und erreichen, dass die Unabhängigkeit der EZB prinzipiell eingeschränkt und ihr eine europäische Wirtschaftsregierung zur Seite gestellt wird, wie es Frankreich in den 90er Jahren wollte. 
4. Neben dem geringen Aktivitätsniveau in  Richtung Binnenwirtschaft ist auch in der auswärtigen Finanzpolitik von Euroland wenig Initiative zu verzeichnen. Da die Euroländer sich oft nicht einig sind, können sie natürlich auch nichts Eigenständiges zur Reform der internationalen Finanzarchitektur beitragen, sondern nur nachsprechen, was schon der IWF gesagt hat. Das gilt jedenfalls für die EU-Kommission und den Rat, während das Europäische Parlament und einzelne Regierungen allerdings eigene Vorstöße gemacht haben (Antrag zur Tobinsteuer im Europäischen Parlament, Januar 2000; auch französische Nationalversammlung, Belgisches Parlament). Daher braucht die EU eine eigene Finanzaußenpolitik, nicht nur gegenüber dem Weltwährungsfonds, sondern auch um die Staaten der Welt zu einer gemeinsamen Ordnung auf den globalen Finanzmärkten zu bewegen.
5. Die EU unterscheidet sich in der Handelspolitik gegenüber den Entwicklungsländern nicht sonderlich von den USA. Aber obwohl sie bei der eigenen Integration neoliberalen Mustern folgt (Privatisierung, Deregulierung), kennt sie das Instrument des Sozial- und des Strukturfonds für rückständige Regionen, das die NAFTA nicht kennt. Die Logik, die in diesem Instrument liegt, muss auch global Anwendung finden! Wenn Ländern, die in den gemeinsamen Markt integriert werden, solche Strukturhilfen gewährt werden, wieso eigentlich den Entwicklungsländern, die in den Weltmarkt eintreten sollen, nicht? Damit würde die Entwicklungspolitik auf eine  neue Grundlage gestellt. 
